
2. Die Art. 49 EG und 56 EG sind dahin auszulegen, dass sie dann, 
wenn ein Mitgliedstaat in Fällen, in denen sich Guthaben in 
einem anderen Mitgliedstaat befinden, eine längere Nachforde
rungsfrist anwendet als in Fällen, in denen sich Guthaben im 
erstgenannten Mitgliedstaat befinden, und wenn diese auslän
dischen Guthaben sowie die daraus bezogenen Einkünfte den Steu
erbehörden des erstgenannten Mitgliedstaats, die für ihre Existenz 
keinen die Einleitung von Ermittlungen ermöglichenden Anhalts
punkt besaßen, verschwiegen wurden, einer Bemessung der wegen 
des Verschweigens dieser ausländischen Guthaben und Einkünfte 
verhängten Geldbuße proportional zu dem Nachforderungsbetrag 
und nach Maßgabe dieses längeren Zeitraums nicht entgegenste
hen. 

( 1 ) ABl. C 158 vom 21.6.2008. 
ABl. C 171 vom 5.7.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 4. Juni 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen der Commissione Tributaria 
Regionale di Trieste — Italien) — Agenzia Dogane Ufficio 

delle Dogane di Trieste/Pometon SpA 

(Rechtssache C-158/08) ( 1 ) 

(Zollkodex der Gemeinschaften — Verordnung [EG] Nr. 
384/96 — Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern — Verord
nung [EG, Euratom] Nr. 2988/95 — Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften — Verarbeitung 
im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs — Illegale Pra

xis) 

(2009/C 180/29) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Commissione Tributaria Regionale di Trieste 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Agenzia Dogane Ufficio delle Dogane di Trieste 

Beklagte: Pometon SpA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen der Commissione Tributaria Regio
nale di Trieste — Auslegung der Art. 114, 117 Buchst. c, 202, 
204, 212 und 214 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des 
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 
253, S. 1) und des Art. 13 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des 
Rates vom 22. Dezember 1995 über den Schutz gegen ge
dumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft 
gehörenden Ländern (ABl. L 56, S. 1) — Einfuhren von Mag
nesium in Rohform mit Ursprung in China in das gemeinschaft
liche Zollgebiet — Einfuhren über eine Firma mit Sitz in einem 
Drittland, das keinem Antidumpingzoll unterliegt — Verarbei
tung von Magnesium im Rahmen des aktiven Veredelungsver
kehrs durch ein mit dem in dem Drittland ansässigen Unterneh

men verbundenes Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
— Einfuhrabgabenfreie Wiederausfuhr in Form von Verede
lungserzeugnissen in das genannte Drittland — Sofortiger Ver
kauf des Produktes durch das Drittlandsunternehmen an das 
Unternehmen des Mitgliedstaats, das die Verarbeitung vor
genommen hat 

Tenor 

1. Art. 13 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. 
Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus 
nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ist ohne 
eine auf Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein
schaften erlassene Entscheidung des Rates der Europäischen Union 
über eine Ausweitung von Antidumpingzöllen auf die Einfuhren 
von gleichartigen Waren oder Teilen davon aus Drittländern nicht 
anwendbar. 

2. Der Vorgang, der sich darauf beschränkt, eine Ware nach ihrer 
Verarbeitung zu einer Ware, die keinem Antidumpingzoll unter
liegt, ohne tatsächliche Absicht zur Wiederausfuhr über die Grenze 
verbringen zu lassen und kurz danach wiedereinzuführen, kann 
nicht rechtmäßig der Regelung der aktiven Veredelung unterstellt 
werden. Der Importeur, der diese Regelung rechtswidrig zu seinem 
Vorteil in Anspruch genommen hat, ist — unbeschadet etwaiger 
vom nationalen Recht vorgesehener verwaltungs-, zivil- oder straf
rechtlicher Sanktionen — zur Entrichtung der Abgaben für die 
betroffenen Waren verpflichtet. Es ist Sache des zuständigen na
tionalen Gerichts, zu beurteilen, ob der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehende Vorgang gemeinschaftsrechtswidrig ist. 

( 1 ) ABl. C 158 vom 21.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 11. Juni 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des College van 
Beroep voor het bedrijfsleven — Niederlande) — H. J. 
Nijemeisland/Minister van Landbouw, Natuur en 

Voedselkwaliteit 

(Rechtssache C-170/08) ( 1 ) 

(Gemeinsame Agrarpolitik — Rindfleisch — Verordnung 
(EG) Nr. 795/2004 — Art. 3a — Integriertes Verwaltungs- 
und Kontrollsystem für bestimmte Beihilferegelungen — Ein
heitliche Betriebsprämie — Festsetzung des Referenzbetrags 

— Kürzungen und Ausschlüsse) 

(2009/C 180/30) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

College van Beroep voor het bedrijfsleven 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: H. J. Nijemeisland 

Beklagte: Minister van Landbouw, Natuur en Voedselkwaliteit
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Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des College van Beroep voor het 
bedrijfsleven — Auslegung von Art. 3a der Verordnung (EG) Nr. 
795/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durch
führungsbestimmungen zur Betriebsprämienregelung gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1872/2003 des Rates mit gemein
samen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen 
für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (ABl. L 141, S. 1) 
und von Art. 2 Buchst. r und s der Verordnung (EG9 Nr. 
2491/2001 der Kommission vom 11. Dezember 2001 mit 
Durchführungsbestimmungen zum mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 3508/92 des Rates eingeführten integrierten Verwaltungs- 
und Kontrollsystem für bestimmte gemeinschaftliche Beihilfe
regelungen (ABl. L 327, S. 11) — Integriertes Verwaltungs- 
und Kontrollsystem für bestimmte Beihilferegelungen — Be
triebsprämienregelung — Festsetzung des Referenzbetrags — 
Kürzungen und Ausschlüsse 

Tenor 

Art. 3a der Verordnung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission vom 
21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Betriebsprä
mienregelung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates 
mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Ge
meinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2004 der Kommission vom 29. Oktober 2004 geänderten 
Fassung ist dahin auszulegen, dass Kürzungen und Ausschlüsse nach 
der Verordnung Nr. 1254/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch bei der in Art. 37 
Abs. 1 der Verordnung Nr. 1782/2003 vorgesehenen Berechnung 
nicht berücksichtigt werden dürfen. 

( 1 ) ABl. C 197 vom 2.8.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 18. Juni 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof te 
Amsterdam — Niederlande) — Kloosterboer Services 
B.V./Inspecteur van de Belastingdienst/Douane Rotterdam 

(Rechtssache C-173/08) ( 1 ) 

(Gemeinsamer Zolltarif — Tarifpositionen — Kühlsysteme 
für Computer, die aus einem „Wärmetauscher“ und einem 
Ventilator bestehen — Einreihung in die Kombinierte Nomen

klatur) 

(2009/C 180/31) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof te Amsterdam 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Kloosterboer Services B.V. 

Beklagter: Inspecteur van de Belastingdienst/Douane Rotterdam, 
kantoor Laan op Zuid 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof te Amsterdam — 
Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 384/2004 der Kommission 
vom 1. März 2004 zur Einreihung von bestimmten Waren in 
die Kombinierte Nomenklatur (ABl. L 64, S. 21) — Einreihung 
von Kühlsystemen für Computer, die aus einem „Heatsink“ und 
einem Ventilator bestehen 

Tenor 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemein
samen Zolltarif in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1789/2003 
der Kommission vom 11. September 2003 geänderten Fassung ist 
dahin auszulegen, dass Waren wie die im Ausgangsverfahren fragli
chen, die aus einem Wärmetauscher und einem Ventilator bestehen 
und ausschließlich zum Einbau in einen Computer bestimmt sind, in 
die Unterposition 8473 30 90 der Kombinierten Nomenklatur in 
Anhang I der Verordnung einzureihen sind. 

( 1 ) ABl. C 183 vom 19.7.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 4. Juni 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Budaörsi Városi Bíróság 
— Ungarn) — Pannon GSM Zrt./Erzsébet Sustikné Győrfi 

(Rechtssache C-243/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 93/13/EWG — Missbräuchliche Klauseln in Ver
braucherverträgen — Rechtswirkungen einer missbräuchli
chen Klausel — Befugnis und Verpflichtung des nationalen 
Gerichts, die Missbräuchlichkeit einer Gerichtsstandsklausel 

von Amts wegen zu prüfen — Beurteilungskriterien) 

(2009/C 180/32) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Budaörsi Városi Bíróság
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